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Gesuch im militiarischen Plangenehmigungsverfahren .
betreffend Stadt Thun, Aussenstelle W+T Witaumatte;
Neubau Fahrzeughalle

Mitwirkung und Anhérung vom 24. Februar 2021

Gemeinde:
Gesuchstellerin:

Gesuchsunterlagen:

Gegenstand:

Verfahren:

Mitwirkungs- und
Anhorungsverfahren

UVP:

Offentliche Auflage:

Aussteckung/
Profilierung

2021-0476

Thun
armasuisse Immobilien, Baumanagement Mitte

— Projektbeschrieb inkl. Planbeilagen
— Rodungsgesuch

Zur Unterbringung diverser Fahrzeuge und Geschiitzlafetten
ist auf dem Areal Larmschutzbauten Thun eine neue Fahr-
zeughalle mit Vordach geplant. Auf dem Dach ist eine Photo-
voltaikanlage vorgesehen.

Das Verfahren richtet sich nach dem Militérgesetz (Art.
126 ff. MG; SR 510.10), der militdrischen Plangenehmi-
gungsverordnung (MPV; SR 510.57) und subsididr nach dem
Bundesgesetz iiber die Enteignung (EntG; SR 717). Das Ge-
neralsekretariat VBS ist Genehmigungsbehorde und leitet das
Verfahren.

Nach Art. 126 und 126d MG in Verbindung mit Art. 62a des
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG,
SR 172.010) sind die betroffenen Kantone, Gemeinden und
Fachbehorden des Bundes anzuhoren, bevor die Genehmi-
gungsbehorde ihren Entscheid fillt. Wahrend der Dauer der
offentlichen Auflage hat zudem die betroffene Bevolkerung
Gelegenheit, bei der Genehmigungsbehdrde schriftliche An-
regungen einzureichen.

Das Projekt unterliegt nicht der Pflicht zur Umweltvertrdag-
lichkeitspriifung (UVP) gemiss Art. 10a des Umweltschutz-
gesetzes (USG; SR 874.01).

Die Gesuchsunterlagen kénnen vom 25. Februar bis am
26. Mirz 2021 wihrend der ordentlichen Offnungszeiten an
folgender Stelle eingesehen werden: Bauinspektorat Stadt
Thun, Industriestrasse 2, 3602 Thun

Wihrend der offentlichen Auflage sind die Verdnderungen,
welche die geplanten Bauten und Anlagen im Gelidnde bewir-
ken, sichtbar zu machen und auszustecken; bei Hochbauten
sind Profile aufzustellen.
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Einsprachen:

24. Februar 2021

2/2

Einsprache kann erheben, wer nach dem Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VWVG; SR 172.021) oder EntG Partei ist. Ein-
sprachen miissen schriftlich innert der Auflagefrist beim
Generalsekretariat VBS, Maulbeerstrasse 9, 3003 Bern erho-
ben werden.

Wer keine Einsprache erhebt, ist vom weiteren Verfahren aus-
geschlossen (vgl. Art. 126f Abs. 1 MG und 14 MPV). Inner-
halb der Auflagefrist sind sdmtliche enteignungsrechtlichen
Einwinde sowie Begehren um Entschidigung oder Sachleis-
tung geltend zu machen. Nachtrégliche Einsprachen und Be-
gehren nach den Artikeln 39—41 EntG sind bei der Genehmi-
gungsbehorde einzureichen (Art. 126 Abs. 2 MG). Einwénde
gegen die Aussteckung oder die Aufstellung von Profilen sind
sofort, jedenfalls aber vor Ablauf der Auflagefrist bei der
Genehmigungsbehdrde vorzubringen (Art. 126¢ Abs. 3 MG).

Eidgendssisches Departement fiir Verteidigung,
Bevdlkerungsschutz und Sport



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2021-02-24T07:41:01+0100
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




